FORDERUNGEN 

Die Kennzeichnungs- und Legitimations- 
pflicht von Polizeivollzugsbeamt*innen muss 
gesetzlich geregelt werden , eine interne Ge- 
schäftsanweisung reicht nicht aus. 

Dienstkräfte im Polizeivollzugsdienst sollen 
generell verpflichtet sein, bei Amtshandlun- 
gen ein deutlich sichtbares Schild mit dem 
Namen oder der Dienstnummerzu tragen, 
mit dem sie individuell zu identifizieren sind. 



Die Kennzeichnung muss sowohl für die vom 
Einsatz Betroffenen als auch für Dritte gut 
erkennbar sein. Einsatzeinheiten, wiez.B. 
Hundertschaften, müssen ein gut erkennba- 
res Rückenschild tragen. 

Saisonale Ausnahmeregelungen darf es nicht 
geben. Dienstkleidung und -ausrüstung müs- 
sen entsprechend gerüstet sein. 

Bei Einsatz auf Versammlungen oder bei 
Großlagen gilt die Kennzeichnungspflicht 
auch für Zivilbeamt*innen, wenn sie sich der 
Versammlung zu erkennen geben. 
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Kennzeichnungspflicht 
für Polizeibeamte 


PIRATENFRAKTION 








Berlin hat doppelt so viele Polizeihunde wie New York... aber 
während Polizistinnen in der amerikanischen Metropole 
einen Namen oder eine Nummer haben, schummeln sich in 
Berlin immer wieder Ordnungshüterinnen ohne Kennzeich- 
nung durch. Insbesondere bei Versammlungen und „Groß- 
lagen“, wie es der Gesetzgeber nennt, verzichten Berliner 
Polizistinnen auf Namens- oder Nummernschilder. Die miese 
Versorgungslage an tragfähiger Bekleidung hilft ihnen dabei, 
die Geschäftsanweisung des Innensenators zur Kennzeich- 
nungspflicht zu umgehen, denn: nicht jedes Dienstkleidungs- 
stück hat die notwendige Flauschfläche, an der die Schilder 
festgepappt werden können. 

VORBILDLICHE GESCHICHTE 

Dabei weiß Berlin schon lange wie es geht, denn hier wurde die 
erste Kennzeichnungspflicht in Deutschland erlassen. Bereits 
im Jahr 1848 ordnete der Berliner Generalpolizeidirektor Karl 
Ludwig Friedrich von Hinckeldey die Nummerierung von Poli- 
zeivollzugsbeamten der königlichen Schutzmannschaft an. Die 
kleinen Schildchen wanderten vom Zylinder auf den Helm und 
dann zu Beginn des 20. Jahrhunderts in die Versenkung. 

GUTER ANSATZ - 
MANGELNDE UMSETZUNG 

Erst Innensenator Erhärt Körting holte 2011 die Kennzeich- 
nungspflicht zurück in die Dienstanordnung. Und da ist sie 
noch heute. Viele Polizist*innen halten sich an die interne 
Vorschrift, aber für den zuständigen Dienstherrn, Innensenator 
Frank Henkel, ist es kein Drama, wenn keine Kennzeichnung 
geführt wird. Allerdings ist es derzeit an einigen Kleidungs- 
oder Ausrüstungsstücken auch gar nicht möglich, ein Namens- 
oder Nummernschild anzubringen. So fehlen beispielsweise 
sowohl an den dienstlich gelieferten T-Shirts als auch an den 
Schutzwesten die dazu notwendigen Flauschflächen. 


KEINE 10 EURO 

Die entsprechende Nachrüstung der Bekleidung und Ausrüs- 
tung ist durchaus möglich. Zwischen 5 und 9,50 Euro würden 
die Flauschflächen je nach Größe kosten. Eine gute Investiti- 
on, wenn man bedenkt, dass damit weit mehr kenntlich wird, 
als die Person, die in der Uniform steckt, denn: Insbesondere 
Namensschilder sorgen dafür, dass die Bürgerinnen ihre 
Polizistinnen als Individuen wahrnehmen und nicht als bloße 
Uniformträgerinnen. Allein die Möglichkeit zur namentlichen 
Ansprache erleichtert schon den Umgang von Bürgerinnen 
und Beamtinnen im Alltag. 

NAME ODER ZAHL 

Aber auch die Kennzeichnung mit einer Nummer ist eine ver- 
trauensbildende Maßnahme - denn: Jeder Missbrauch staat- 
licher Gewalt durch einzelne Polizeivollzugsbeamte und jeder 
unangemessene Einsatz in einer Großlage kann dazu führen, 
dass das Vertrauen der Bürgerinnen in die Rechtsstaatlichkeit 
im Einzelfall und im Allgemeinen erschüttert und beschädigt 



wird. Solange die Polizei anonym in Uniform ist, haben die 
Betroffenen keine Chance sich gegen ungerechtfertigte po- 
lizeiliche Übergriffe zu wehren. Damit solche Vorfälle geklärt 
und geahndet werden können, müssen Polizeibeamtinnen 
identifizierbar sein - nicht nur wenn er/sie es will, sondern 
weil ein Gesetz das vorsieht. 

GESETZ STATT VERORDNUNG 

Bislang gibt es ein solches Gesetz zur Kennzeichnungspflicht 
in Deutschland nur in Brandenburg. Die Berliner Dienstan- 
weisung ist damit nicht vergleichbar, denn sie kann jederzeit 
verändert oder gar ganz gestrichen werden - ohne dass 
Politik oder Bürgerinnen das mitbekommen. Ein Gesetz 
hingegen ist verpflichtend, überprüfbar und öffentlich. Der 
Beamte bzw. die Beamtin hat weiterhin die Wahl: Nummer 
oder Name - aber er/sie kann sich nicht mehr mit der Wahl 
der Garderobe aus der Affäre ziehen, denn die gesetzliche 
Verankerung der Kennzeichnungspflicht, verpflichtet den 
Dienstherrn auch, die technischen Voraussetzungen für die 
Umsetzung zu schaffen. 








